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woxx: DieLSAPwollteden
Service de renseignement,
den luxemburgischen Ge-
heimdienst, einst abschaf-
fen. Warumwill sie dasheu-
te nicht mehr?
Alex Bodry: Diese Forde-

rung findet man in LSAP-Tex-
ten der 70er Jahre. Der grüne
Abgeordnete Jean Huss hatte
nochvor ein paar Jahrenähn-
liches angestrebt. Mittlerwei-
le hat auch seine Partei ihre
Meinung geändert. Das ist
wohl nicht ohne Grund ge-
schehen.
Objektiv betrachtet gibt es

in Europa nicht ein Land, das
auf einen Gehei mdienst ver-
zichtet. Es wird i mmer eine
Anlaufstelle benötigt, die den
Kontakt mit ausländischen
Nachrichtendiensten pflegt.
Ich habe kein besonders inni-
ges Verhältnis zumService de
renseignement, stehe ihmso-
gar eher kritisch gegenüber.
Doch man muss der Realität
ins Auge sehen statt Wunsch-
träumenhinterher zulaufen.
SiesprechenvonKontakt-

pflege. Würde ein Büro im
Außenministerium nicht
reichen?
Das wirdinkeinemLandso

gehandhabt. Denn es geht ja
auch um operative Maßnah-
men. Anfragen dieser Art
kommen von außen und kön-
nen nicht i mmer von Justiz
und Polizei durchgeführt
werden.

Die Regierung hat einen
Gesetzentwurf vorgelegt,
der die Arbeit des Geheim-
dienstes regeln soll. Wie be-
wertenSie diesenText?
Der derzeitig gültige Geset-

zestext stammt von 1960 und
umfasst ganze sechs Seiten.
Das ist nicht mehr als ein
Rahmengesetz für eine Ver-
waltung. Das Meiste, was
der Gehei mdienst derzeit
unterni mmt, fällt in eine
rechtliche Grauzone. Und die
Kontroll mechanismen verdie-
nen ihren Namen kaum- nur
der Staatsminister wird über
die Aktivitäten informiert.
Es ist längst überfällig, ein
Gesetz zu verabschieden,
das die neuen Aufgabenfest-
legt und heutigen Standards
der Rechtsstaatlichkeit ent-
spricht.
Grundsätzlich hätten wir

lieber einen neuen Text statt
nochjahrelang mit demalten
zuarbeiten. Allerdings bedau-
ern wir, dass dieser Entwurf
sokurz vor den Wahlenvorge-
legt wird und die Diskussion
dann unter Zeitdruck geführt
wird.
Sieerinnernsichanaben-

teuerliche Erklärungen ho-
her Beamter des Geheim-
dienstes im Oktober 2002
über angebliche Verbindun-
gen der islamischen Ge-
meinschaft in Luxemburg
zumTerrorismus. Auch die
Überwachung von politi-

schen Organisationen wur-
de demDienst häufigvorge-
worfen. Vertrauen Sie dem
Urteilsvermögenundderpo-
litischenNeutralitätdesSer-
vice derenseignement?
Der Geheimdienst ist noch

i mmer vorbelastet durch sei-
ne militärischeVergangenheit.
Als er geschaffen wurde, ging
es ausschließlich um die
Außensicherheit, ganz i mSin-
nedes Blockdenkens während
des Kalten Krieges. So denken
einzelne Personen bei m Ge-
heimdienst wohl nochi mmer.
Angesichts der veränderten

Weltlagerutschte der Gehei m-
dienst für längere Zeit in eine
Existenzkrise. Aus ehemaligen
Feindstaaten wurden Partner,
ja, sogar Nato-Aspiranten. Ich
erinnere mich an einen Fall
Ende der 90er Jahre. Beamte
meines Ministeriums wurden
überprüft, weil sie Einsicht in
gehei me Dokumente hatten.
Sie mussten Bögen ausfüllen
mit Fragenwie, welcheLänder
sie bereist hatten, insbeson-
dere "uns nicht wohl gesinn-
te" Länder. Ichhattedaraufhin
den Gehei mdienst um eine
Liste dieser Länder gebeten.
Nach diesem Zwischenfall
wurden die Fragebögen, die
wohl nochaus Hochzeitendes
kalten Krieges stammten, ge-
ändert.
Dassjetzt erstmals ein Zivi-

list zumDirektor ernannt wur-
de, symbolisiert einen Rich-

tungswechsel. Uns wäre am
liebsten, wenn das Gesetz als
Leiter des Service de ren-
seignement einen Magistra-
ten, also einen hohen Justiz-
beamten, vorschreiben wür-
de. Nicht weil wir glauben,
dass ein Magistrat ein besse-
rer Beamte wäre. Aber er wür-
de bei m Geheimdienst für
mehr rechtsstaatliches Den-
kensorgen.
Sollte nicht eher das Ge-

setz für mehr Rechtsstaat-
lichkeit sorgen?
Natürlich. Uns ist zumBei-

spiel wichtig, dass Überwa-
chungstätigkeiten mit politi-
schem Charakter ausdrück-
lich ausgeschlossen werden.
Herzstück des Gesetzent-
wurfs ist der Artikel, der die
Aufgaben festlegt. Da kommt
es auf jede einzelne Wortfor-
mulierungan.
Außerdemdarf der Geheim-

dienst sich nur dann mit dem
organisierten Verbrechen ab-
geben, wenn dieses in Verbin-
dung mit terroristischen Akti-
vitäten steht. Das steht zwar
so imText, doch die Definiti-
on von Terrorismus i m vor
kurzemverabschiedeten Anti-
terrorgesetzist einesehr brei-
te. Es darf nicht sein, dass
dies zu einer Ausweitung der
Zuständigkeit des Service de
renseignement führt. Sonst
riskieren wir eine "guerre des
polices": Polizei und Geheim-
dienst konkurrieren miteinan-

REFORMDESGEHEI MDIENSTES

"Aufgaben
restriktivauslegen"

Grundsätzlich
unterstützt

derLSAP-Abgeordnete
AlexBodry

das Regierungs-
vorhaben, die Arbeit
desluxemburgischen

Geheimdienstes
neuzuuntermauern.

Docherfordert
eine klare

Eingrenzung
der Aufgabengebiete
undeine wirksame

Kontrolle.

(Foto: Christian Mosar)

der oder stehensichsogari m
Wege. In diesem Zusammen-
hangfindeichauchdie Perso-
nalaufstockung von 30 auf 60
Beamte überdimensioniert.
Welche Methoden sollten

erlaubt sein?
Was die Wahl der Mittel be-

trifft: Der Gesetzesvorschlag
verweist auf ein Règlement
grand-ducal, das wahrschein-
lich nie kommen wird. Ich
nehme aber an, dass diese
Methoden auch in anderen
Ländernnicht sogenauvorge-
schriebensind. Grundsätzlich
heißt das: Methoden, die ge-
gen bestehende Gesetze ver-
stoßen, insbesondere gegen
die zum Schutz der Privat-
sphäre, sindillegal.
Füreinige Überwachungs-

methodensindimGesetzent-
wurf Ausnahmen vorgese-
hen: Verletzung des Briefge-
heimnisses, Telefonüberwa-
chung, ZugangzuDatenban-
ken. Wie kann Missbrauch
verhindert werden?
Mit den vorgesehenen Kon-

troll mechanismen betritt Lu-
xemburg Neuland. Das Kon-
trollgremium soll aus den
Fraktionsvorsitzenden beste-
hen. In der Regel sind das Ab-
geordnete, die Gehei mdienst-
aktivitäten vorwiegend nach
Kriterien der politischen Op-
portunität beurteilen würden.
DieLSAPhat sichfür einespe-
zialisierte Kommission ausge-
sprochen, mit Abgeordneten,
die sich in die Materie einar-
beiten und dann sachbezoge-
ne Entscheidungentreffen.
Es bleibt aber dieFrage, wie

diese Kommission überhaupt
ihre Aufgabe wahrnehmen
kann. Theoretisch ist ja alles
erst einmal gehei m. Die Kon-
trollkommission wird ja auch
keinen direkten Zugang zu
den Unterlagen bekommen.
Sie erhält ja nur einen allge-
meinen Bericht. WeitereInfor-
mationen gibt es nur, wenn
die Kommissionsmitglieder
nachhaken. Wie soll das prak-
tisch funktionieren, um eine
wirksame Kontrolle zu ge-
währleisten?
Die Abgeordneten können

doch die Herausgabe von
Dokumentenverlangen.
Aber bei solchen Anfragen

kann der Direktor entschei-
den, besti mmteInformationen
nicht preiszugeben. Der Text
ist recht vage: "informations
ou pièces susceptibles de
révéler l'identité d'une source
du Service ou pouvant porter
atteinte au droit dela person-
ne d'un tiers". Der Chef der
Verwaltung, die eigentlich
kontrolliert werden soll, ent-
scheidet darüber, wo die Kon-
trolle aufhört. Missbrauch ist
vorprogrammiert. I m deut-
schen Gesetz sind die Regeln
zwar ähnlich, doch entschei-
det über die Herausgabe die
Bundesregierung. Wirfordern,
dass wenn Teile von Doku-
menten nicht offengelegt wer-
den können, der Geheim-
dienst dennoch die restlichen
Informationen der Kommis-
sion zur Verfügung stellt. Und
in Fällen, in denen der Direk-
tor die Herausgabe von Doku-
menten verweigern möchte,
sollten die Regierungsverant-
wortlichen i m Endeffekt ent-
scheiden.
Als die sozialdemokrati-

sche Bewegung entstand,
war sie im Visier der Ge-
heimdienste. Dies hat sich

in den vergangenen Jahr-
zehnten geändert. Die Kri-
tik der LSAPamService de
renseignement ist betont
konstruktiv. Sinddie Sozia-
listen vomOpferzumTäter
geworden?
Überhaupt nicht. Wir sind

der Meinung, dass es Berei-
cheinder öffentlichenSicher-
heit gibt, die von der Polizei-
arbeit nicht abgedeckt wer-
denkönnen. Das Sammeln be-
sti mmter Informationen zu
präventiven Zwecken muss
von einem spezialisierten
Dienst ausgeführt werden.
Dieser Dienst muss sich i m
Rahmen der bestehenden Ge-
setze bewegen, einenklar um-
rissenen Auftrag haben und
einer wirksamenKontrolleun-
terliegen. Wenn diese Bedin-
gungen erfüllt sind, haben
wir keine Schwierigkeiten
mit diesemText, insbesonde-
re wenn politische Geheim-
diensttätigkeiten ausge-
schlossen werden.
Ist esihrer Meinungnach

falsch, die PDSzu überwa-
chen, wie das in Deutsch-
landgeschieht?
Das dürfte eigentlich nicht

geschehen. Ichsehenicht ein,
dass das Bespitzeln linker
Parteienzu den Aufgaben des
Geheimdienstes gehört. Das
Gleiche gilt i m übrigen für
rechte Gruppen, zumindest
solange sie nicht zu Gewalt
aufrufen.
Und was ist mit der mut-

maßlichenBespitzelungder
KPLvor1989?
Das warsicherlichnicht ge-

rechtfertigt. Wir sehen ein,
dass man angesichts der in-
ternationalen Bedrohungen
heute einen Geheimdienst be-
nötigt. Das heißt aber noch
langenicht, dass wir alles gut-
heißen, was der Service de
renseignement in den vergan-
genen40Jahrengemacht hat.
DieRealitätist doch, dass

europaweit unterdemDeck-
mantel der inneren Sicher-
heit Oppositionsparteien
und -gruppen überwacht
werden.
Der Service de renseigne-

ment hat sich an den Ge-
setzestext zu halten. Natür-
lich müssen die ihmübertra-
genen Aufgaben restriktiv
ausgelegt werden. Wir wollen
nicht, dass der Geheimdienst
mit seinen erweiterten Befug-
nissen alles überwacht, was
sich in Luxemburg bewegt.
Deshalbist dieFrage der Kon-
trolleauchso wichtig.
Sie schließen also aus,

dass auf Grundlage dieses
Gesetztextes sozialistische
PolitikerInnen oder Jusos
bespitzelt werden?
Ich weigere mich, so etwas

zu glauben. Wenn der Service
de renseignement sonst
nichts zutun hätte, wenn das
Bestand seiner Tätigkeit wä-
re, dann müssten wir uns
wirklich fragen, ob wir ihn
brauchen.
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